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VERANTWORTUNG
ÜBERNEHMEN

THALES-AKADEMIE:

Die gemeinnützige Thales-Akademie bietet heutigen und zukünftigen  
Verantwortungsträgern die Möglichkeit, fundiertes Expertenwissen und  
eigenständige Lösungsstrategien zu den aktuellen Herausforderungen der  
Wirtschaftsethik, Medizinethik und Digitalethik zu entwickeln. Hierfür  
bietet die Thales-Akademie praxisnahe philosophische Seminare für Unter- 
nehmen und Hochschulen sowie – gemeinsam mit der Universität Freiburg  
und der Hochschule Furtwangen – die berufsbegleitenden Weiterbildungen 
Wirtschaftsethik und Medizinethik an. Beide Weiterbildungen schließen mit  
dem international anerkannten Certificate of Advanced Studies (CAS) ab.
www.thales-akademie.de

In der Reihe VERANTWORTUNG ÜBERNEHMEN führen die Köpfe 
der Thales-Akademie offene Gespräche mit progressiven Unter- 
nehmerpersönlichkeiten oder stellen eigene Erfahrungen und  
Positionen aus ihrer Forschungs- und Bildungsarbeit zur Diskussion. 
Ein Schwerpunkt liegt dabei – wie auch in dieser Ausgabe – auf 
solchen Organisationen, die ihren „Gewinn“ nicht nur finanziell und 
materiell deuten, sondern gleichermaßen ökologisch und sozial.  
Denn ob es den Verantwortlichen bewusst ist oder nicht: Unterneh-
men sind immer geprägt von Werten und Haltungen, durch die sie 
jeden Tag über sich selbst hinaus in die Gesellschaft hineinwirken und 
diese mitgestalten. Umso wichtiger ist es, Menschen und Projekte 
sichtbar zu machen, die diese besondere Kulturverantwortung von 
Unternehmen bewusst wahrnehmen.
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Regionale Ökonomie neu denken

Das Neue, so könnte man annehmen, !nden wir heute in den 
zahlreichen Creative Hubs, Digital Labs und Incubators der 
Großstädte. Hier werden nahezu täglich digitale Geschä"s-
modelle entwickelt oder hierarchiefreie Organisationsmodelle 
erprobt. Hier schlägt das Herz der jungen, agilen und kreativen 
Zukun" im Takt des Scrum-Zyklus. Trotzdem lohnt es sich, 
den Blick über die digitalen Metropolen hinaus ins agrarische 
Umland zu werfen, wenn man sich auf die Suche nach dem 
Neuen begibt. Denn neue unternehmerische Ideen und soziale 
Innovationen entstehen – so abwegig es scheinen mag – auch 
im Umfeld der traditionellen, anpackenden und bodenständi-
gen bäuerlichen Landwirtscha". Dafür ist die „Regionalwert 
AG Freiburg“ ein Beispiel.

Ganzheitliche Wertschöpfung

Die Regionalwert AG ist eine besondere, nicht-börsennotierte 
Aktiengesellscha" im Bereich der Land- und Lebensmittel-
wirtscha". Das Kapital der Aktionäre investiert sie in ein Netz-
werk von Partnerbetrieben entlang der gesamten Wertschöp-
fungskette. Das Spektrum reicht hierbei von der Produktion 
des Saatguts über den Gemüseanbau und die Weiterverarbei-
tung bis zum eigenen Bio-Supermarkt. Darüber hinaus verbin-
det sie Stadt und Land, indem sie das Kapital der mehrheitlich 
städtischen Aktieninhaber in kleine Betriebe im Umland in-
vestiert.
 Die erste Regionalwert AG wurde 2006 in Eichstetten bei 
Freiburg gegründet. Ihre Entstehungsgeschichte weist jedoch 
weiter zurück und ist das Ergebnis einer langjährigen Ausein-
andersetzung des Gärtnermeisters Christian Hiss mit den poli-
tischen, sozialen und ökonomischen Herausforderungen einer 
zukun"sfähigen Land- und Ernährungswirtscha". Da seine 
biodynamische Arbeitsweise eine zu geringe ökonomische Ge-
winnerwartung aufwies und Banken ihm Kredite verweiger-
ten, überführte Hiss seine Gärtnerei in die erste Regionalwert 

AG. Was zunächst als Pionierprojekt begann und den Fort-
schrittsvorstellungen der konventionellen, industrialisierten 
Landwirtscha" entgegenstand, entwickelte sich zu einer immer 
weitreichenderen Möglichkeit, eine zukun"sfähige Land- und 
Lebensmittelwirtscha" zu gestalten. Heute investieren bereits 
sechs Regionalwert AGs in Freiburg, Berlin, Hamburg, Bonn, 
München und Bayreuth das Kapital ihrer rund 2500 Aktionäre 
in rund 80 ökologisch wirtscha"ende Partnerbetriebe.

Regionale Ökonomie 
neu denken

Was hat eine Finanzanalystin mit Bienen am Hut?
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VERANTWORTUNG ÜBERNEHMEN

Der entscheidende Unterschied zu konventionellen Aktienge-
sellscha!en besteht darin, dass "nanzielle Gewinnerwartun-
gen für die Anteilseigner der Regionalwert AG nicht an ers-
ter Stelle stehen. Die Rendite wird bei der Regionalwert AG 
in einem umfassenden Sinne verstanden und schließt neben 
ökonomischen ebenso regionale, ökologische und soziale Ge-
winne mit ein.
 Um sowohl ihre Grundidee zu verdeutlichen als auch die 
gesellscha!liche Reichweite ihres Ansatzes zu betonen, stelle 
ich die Regionalwert AG im Folgenden in den Kontext dreier 
progressiver Denkansätze.

1.  André Gortz:  
Selbstbestimmtes Wirtschaften

Das Neue zeigt sich bei der Regionalwert AG vor allem in ih-
rer gesellscha!lichen Wirkweise. Sie regt alle beteiligten Men-
schen auf konstruktive Weise dazu an, scheinbar selbstver-
ständliche Wachstums-, Konkurrenz- und Pro"t-Logiken zu 
hinterfragen, ein kritisches Bewusstsein für die Konsequenzen 
des eigenen Handelns auszubilden und sich auf diese Weise zu-
gleich als selbstwirksam zu erfahren.
 Bereits in den 1970er-Jahren untersuchte der aus Österreich 
stammende Sozialphilosoph André Gortz die Zusammenhän-
ge der ökologischen und regionalen Dimension alternativer 
Wirtscha!sformen sowie den Grad der Selbstbestimmung 
ihrer Akteure. Besonders die Experimente mit neuen Formen 
des kooperativen und solidarischen Wirtscha!ens, welche er in 
den USA der frühen 1970er-Jahre kennenlernte, wurden zum 
Ausgangspunkt seiner gesellscha!stheoretischen Überlegun-
gen. Gortz begri# die vielfältigen Formen alternativen Wirt-
scha!ens, welche sich abseits des Marktgeschehens abspielten, 
als Ausdruck einer kollektiven Praxis des Widerstands gegen-
über den Zwängen einer kapitalistischen Wirtscha!sordnung. 
In ihnen wurden neue Formen des alltäglichen Zusammenle-
bens und Arbeitens schöpferisch-kreativ ausprobiert.
 Bei diesem Versuch, Wirtscha!sformen zur Geltung zu 
bringen, die sich konsequent an den Bedürfnissen der Men-
schen orientieren und deren Selbstbestimmung in den Mittel-
punkt stellen, wurde Gorz von Ivan Illich und dessen Konzept 
einer konvivialen Gesellscha! inspiriert. Gorz schwebte hier-
bei eine befreite Gesellscha! vor, in der die Menschen dezen-
tral und autonom über die Produktionstechniken, Produkti-
onsmittel und Produktionsverhältnisse bestimmen können. 
Inwiefern sich die Regionalwert AG als Beispiel gesellscha!s-
verändernder Praxis verstehen lässt, wird anhand des Ansatzes 
der Konvivialität bei Illich noch deutlicher.

So ist eine ressourcen- 
effiziente, transparente  
und marktunabhängige 
Wertschöpfung vom  
„Acker bis zum Teller“  
möglich.
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2.  Ivan Illich:  
Eine konviviale Gesellschaft denken

Seit ihrer Gründung steht die Regionalwert AG in Verbindung 
mit dem !eologen und Philosophen Ivan Illich. Er war mit 
Christian Hiss befreundet und kann als intellektueller Wegbe-
reiter der Regionalwert AG verstanden werden. Illich wurde 
vor allem durch sein Werk Tools of Conviviality (1973), einem 
Klassiker der Sozialkritik und politischen Ökologie, internati-
onal bekannt und gilt als früher Vordenker des gegenwärtigen 
Postwachstumsdiskurses.
 Die Wortschöpfung „konvivial“ bezeichnete ursprünglich 
eine Situation, in der sich unterschiedliche Menschen bei ei-
ner ausgedehnten, guten Mahlzeit näher kennenlernen und 
zusammen"nden. Illich entlehnte diesen Begri# seiner ur-
sprünglichen Verwendung und nutzte ihn für die Bezeichnung 
selbstbestimmter Produktionsformen im Gegensatz zu ent-
fremdeten kapitalistischen Produktionsbedingungen. Dabei 
geht Illich davon aus, dass die industrielle Produktion zu einer 
Umkehrung des Verhältnisses von Mensch und Werkzeug ge-
führt habe: Anstatt dass die Maschine für den Menschen ar-
beite, sei der Mensch durch die Industrialisierung zum Sklaven 
der Maschine geworden. Um eine konviviale Gesellscha$ zu 
scha#en, müsse der Mensch wieder Herr über sein Werkzeug 
werden. Werkzeuge und in der Erweiterung Produktionsfor-
men müssten „Leistung scha#en, ohne die persönliche Au-
tonomie zu zerstören“, sondern vielmehr den „persönlichen 
Aktionsradius“ der Individuen erweitern. Dem Begri# der 
Konvivialität kommt damit nicht nur eine materielle, sondern 
ebenso eine soziale und sogar ethische Dimension zu: Wirt-
scha$liche Produktionsprozesse sind nur dann legitim, wenn 
sie für alle Beteiligten konkret lebensdienlich und Ausdruck 
unseres wechselseitigen Aufeinanderangewiesenseins sind.
Das Konviviale an der Regionalwert AG zeigt sich zum Bei-
spiel an der gezielten Investition in Betriebe entlang regionaler 
Wertschöpfungsketten. Da selbst das Saatgut im eigenen Netz-
werk produziert wird, ist eine ressourcene%ziente, transparen-
te und marktunabhängige Wertschöpfung vom „Acker bis zum 
Teller“ möglich. Die Partnerbetriebe aus Produktion, Verar-
beitung, Handel, Dienstleistung und Gastronomie verp&ichten 
sich dazu, einander möglichst viele Produkte abzunehmen und 
ihre wirtscha$liche Aktivität miteinander abzustimmen.
 Besonders konvivial sind auch die Hauptversammlungen 
der Aktionäre der Regionalwert AG: Hier berichten die Part-
nerbetriebe von den Erfolgen und Herausforderungen des 
vergangenen Jahres sowie von den anstehenden Entwicklun-
gen für das kommende Jahr. Auch wenn die Regionalwert AG 

langfristig eine "nanzielle Rendite für ihre Aktionäre anstrebt, 
so steht doch der regionale, ökologische und soziale Beitrag 
des investierten Geldes im Vordergrund. Die Hauptversamm-
lung endet schließlich mit einem großen Fest, bei dem sich alle 
Beteiligten der Regionalwert AG in geselliger Atmosphäre aus-
tauschen und miteinander essen. Symbolisch, so könnte man 
sagen, wird hier die gemeinscha$lich erwirtscha$ete Ernte 
eingeholt und die vielfältige Rendite im konvivialistischen Sin-
ne zusammen verspeist.
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3.  Cornelius Castoriadis:  
Das Imaginäre und das Institutionelle

Sowohl André Gorz als auch Ivan Illich gehen davon aus, dass 
wir Gesellscha! so gestalten können, dass sie Individuen zu 
mehr Freiheit und Selbstbestimmung verhil!. Wie kein an-
derer hat der griechisch-französische Philosoph und Psycho-
analytiker Cornelius Castoriadis versucht, dies aufzuzeigen 
und denkbar zu machen. In seinem Hauptwerk Gesellscha! als 
imaginäre Institution (1990) argumentiert er, dass Gesellscha! 
nicht so sein muss, wie sie sich in einem jeweiligen Moment 
durch die Bescha"enheit ihrer Institutionen zeigt. Der Begri" 
der Institution ist bei Castoriadis weit gefasst und bezieht ne-
ben „Staat“, „Gerichte“, „Kirche“ oder „Unternehmen“ auch 
die ihnen jeweils zugrundeliegenden sozialen Praktiken und 
Kommunikationsformen wie „Demokratie“ oder „Sprache“ im 
Allgemeinen ein.
 Für Castoriadis ist die schöpferische Einbildungskra! des 
Menschen eine unerschöp#iche Quelle von Neuem und nie er-
lahmende Triebkra! der gesellscha!lichen Veränderung. Die 
Gesellscha!, ihre Geschichte und ihre Identität sind bei Cas-
toriadis imaginär: Sie sind zunächst rein virtuell, formlos und 
di"us. Erst durch den Prozess ihrer „Instituierung“ nehmen 
sie ihre konkrete Form als gesellscha!liche Institutionen an. 
Metaphorisch verwendet Castoriadis für diesen Prozess das 
Bild des „Magmas“. Aus dem #üssigen und formbaren Magma, 
der unbegrenzten Vorstellungskra! des Menschen, formt jede 
Gesellscha! sowohl ihre Institutionen als auch ihre sozialen 
Sinnzusammenhänge. Gleichzeitig kann das gesellscha!liche 
Magma zu bestimmten Formen erkalten und sich verfestigen.
Die Regionalwert AG kann als Unternehmung verstanden 
werden, die erkaltete Strukturen hinterfragt und damit ver-
#üssigt, aber auch neue institutionelle Ansätze prägt und 
verfestigt. Zum Beispiel verfolgt die Regionalwert AG den 
Ansatz, externe Faktoren wie Biodiversität, Bodenfruchtbar-
keit oder die Ausbildung von Lehrlingen ebenfalls als Werte 
in die Unternehmensbilanz mit einzubeziehen. Während das 
soziale, ökologische und regionalökonomische Engagement in 
der klassischen Bilanz eines Betriebes keine Rolle spielt, wird 
dieses bei der Regionalwert AG in über 40 Kategorien aufge-
schlüsselt und in der Bilanz der Partnerbetriebe gleichwertig 
mit den $nanziellen Einnahmen und Ausgaben aufgeführt.

Für Castoriadis ist die  
schöpferische Einbildungskraft 
des Menschen eine unerschöpf-
liche Quelle von Neuem und  
nie erlahmende Triebkraft der 
gesellschaftlichen Veränderung.

Die Fotokampagne Stadt und Land verbinden wurde durch den  
Autor initiiert und thematisiert sowohl die Entfremdung unserer  
Nahrungsmittelproduktion als auch die Relevanz einer Landwirtschaft 
unter Bürgerbeteiligung.
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Die Vorstellung, dass Pro!t in erster Linie monetär zu bemes-
sen ist, kann im Sinne Castoriadis‘ ebenfalls als eine etablier-
te, gesellscha"liche Institution verstanden werden. Diese wird 
hier in Frage gestellt und durch weitere Werte ergänzt. Man 
könnte sagen, dass eine „Instituierung“ statt!ndet, indem sich 
die Betriebe im Netzwerk der AG sowohl zur Erstellung einer 
herkömmlichen, klassischen Bilanz nach rein !nanziellen Ge-
sichtpunkten als auch zu einer erweiterten Bilanzierung ver-
p#ichten.
 Es bleibt abzuwarten, inwieweit die Ansätze der Regionalwert 
AG auch ins gesellscha"liche Umfeld hineinwirken werden. Der 
Anfang ist in jedem Fall gemacht: In einem nächsten Schritt 
sollen zukün"ig jene Partnerbetriebe der AG bevorzugt geför-
dert werden, deren Aussicht auf Pro!tabilität im ganzheitlichen 
Sinne am größten ist. Sowohl das überregionale Netzwerk der 
bereits bestehenden Regionalwert AGs als auch aktuelle For-
schungsprojekte mit einem großen deutschen Unternehmen für 
Buchhaltungsso"ware bieten hier einen ersten Rahmen, die er-
weiterte Unternehmensbilanz und mit ihr auch eine neues Ver-
ständnis von Pro!t gesellscha"lich zu etablieren. ■

Lorenz  
Ottilinger
studierte Ökonomie,  
Soziologie und empirische 
Kulturwissenscha". Die 
Frage, was die Regionalwert 
AG ausmacht, beschä"igte 
ihn zunächst im Studium 
und später als Referent für 
Ö$entlichkeitsarbeit. Aktuell 
leitet er die Weiterbildung 
Wirtscha"sethik an der  
%ales-Akademie in  
Freiburg.
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Enders über die »Dritte Generation Ost« 
und die Wendezeit

SCHWERPUNKT OSTEN

KATHRIN GERLOF

Drei Prozent der Beschäftigten in der 
Bundesrepublik sind gegenwärtig in der 
Leiharbeit tätig. So hat es die Bundes-
agentur für Arbeit jetzt gemeldet und im 
März auch zugleich zu Protokoll gege- 
ben, dass rund 32 Prozent der bei ihr ge- 
meldeten offenen Stellen auf die Leih- 
arbeitsbranche entfallen. Mancherorts 
führt gar jedes zweite Jobangebot in  
die Leiharbeit. Dieser vermeintliche 
Widerspruch löst sich zum Teil auf, 
wenn man bedenkt, dass dem zugrunde 
liegenden Gesetz ja sozusagen die Hire-and-Fire-Mentalität in die DNA 

geschrieben ist: Arbeitnehmerüber- 
lassungsgesetz. Nun könnte man schon 
ausführlich den Murx beanstanden, 
dass hier jene, die ihre Arbeit geben, auf 
dass andere damit Profit machen, als 
»Nehmer« bezeichnet werden, während 
die eigentlichen Nehmer als »Geber«  
und also dastehen wie Glücksbringer 
oder Wundertäter. Bleiben wir aber 
beim nicht weniger schlimmen »Über-
lassen«. An dem Problem daran hat  
auch nichts geändert, dass die Frist ver- 
kürzt wurde, ab der ein leiharbeitender 
Mensch in Festanstellung übernommen 
werden muss. Dann wird der oder die 
Betreffende halt früher entlassen und 
im Zweifelsfall der gleiche Mensch  
mit einer etwas anderen Stellenbeschrei- 
bung wieder im gleichen Betrieb in 
Leiharbeit eingestellt. Relativ kurze Be- 
schäftigungsverhältnisse halten den 
Bedarf an Arbeitskräften natürlich kon- 
stant hoch. Schließlich wird Leiharbeit 
fast nie so eingesetzt, wie es vielleicht 
mal gedacht war: Bei Auftragsspitzen 
flexibel reagieren und Arbeitskräfte auf- 
stocken zu können. Stattdessen gern 
missbraucht als gewinnbringender Murx. 

MURX

Nur im MaschinenraumEine Frage der Quote: Warum gibt es so wenig ostdeutsche »Führungskräfte«?

KATHRIN GERLOF

W as sich drei Mal jährt, gilt als Tradition. Verbürgt ist, dass wir seit 2017 beson-ders intensiv über die Ost-Quote diskutieren, vor al-lem dann, wenn es um 
krumme oder runde Jubiläen, Mauerfall und 
Deutsche Einheit geht. Nun also zum 30. Jah-
restag des Mauerfalls zum dritten Mal. Viel-
leicht wird es ja was. Statistiken unterlegen seit Langem, dass es 

eine Schieflage gibt, wenn wir von ostdeut-
scher Perspektive in Führungsetagen von Un-
ternehmen, Behörden, Ministerien, Instituti-
onen, Universitäten, Hochschulen reden. Die 
Ostdeutschen arbeiten im Maschinenraum. 
Was an sich noch keine Aussage darüber zu-
lässt, ob demzufolge keine ausreichende In-
teressenvertretung in Wirtschaft, Politik und 
Gesellschaft stattfindet. Die Vermutung aller-
dings liegt nahe und ist möglicherweise auch 
ein Grund dafür, dass die Bundesrepublik ei-
nen Ost-, aber keinen Westbeauftragten hat. 

Man kann den Stand der Dinge so beschrei-
ben: Ostdeutschland folgt der insgesamt posi-
tiven gesamtdeutschen Wirtschaftsentwick-
lung, 2017 stieg im Osten das BIP real um 
1,9 Prozent, die Arbeitslosenquote sank um 
1,6 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Im Wes-
ten stieg das Bruttoinlandsprodukt um 2,3 Pro-
zent. Die Wirtschaftskraft erreichte im Osten 
73,2 Prozent des westdeutschen Niveaus. 1991 
bekam ein Arbeitnehmer in den neuen Bun-
desländern knapp die Hälfte dessen, was ein 
Westdeutscher verdiente, 1992 waren es be-
reits 61,1 Prozent, 1996 erkleckliche 74 Pro-
zent, zwanzig Jahre später 81,4 Prozent. Star-
ker Anfang und dann: Halt auf freier Strecke. 

Nicht wenige kluge Menschen sagen, dass 
es dafür zwar verschiedene Gründe gibt, ein 
Grund aber der mangelnde Anteil Ostdeut-
scher in Entscheiderpositionen ist. Weder in 
Bundesbehörden noch in Ministerien, schon 

gar nicht in größeren Wirtschaftsunterneh-
men und höheren Bildungseinrichtungen sind 
ostdeutsche Männer und Frauen entsprechend 
ihres Bevölkerungsanteils auch nur annähernd 
angemessen repräsentiert. Und das, obwohl die 
sogenannte Länder-Quote verfassungsrechtli-
chen Rang hat, heißt es doch im Artikel 36 des 
Grundgesetzes: »Bei den obersten Bundesbe-
hörden sind Beamte aus allen Ländern in an-
gemessenem Verhältnis zu verwenden.« 

Warum also werden so wenig Ostdeutsche 
»verwendet«? Vor zwei Jahren erklärte der 
Präsident der Bundeszentrale für politische 
Bildung, Thomas Krüger, dies mit einer Art 
»kulturellem Kolonialismus«, die gefühlte Do-
minanz sei real vorhanden. Nur 1,7 Prozent (bei 
17 Prozent Bevölkerungsanteil) der Ostdeut-
schen haben Spitzenjobs in Wirtschaft, Politik 
und Verwaltung. Dem Gedanken der Ost-Quote 
folgend, wären es dann irgendwann angemes-
sene 17 Prozent.Allerdings löste die Ost-Quote, das gehört 

zur Wahrheit, nicht strukturelle ökonomische 
Probleme: die stärkere ländliche Prägung im 
Osten, hervorgegangen aus einer Nachwende-
phase extremer Deindustrialisierung, das Feh-
len großer Konzerne, die den Osten am liebs-
ten als verlängerte Werkbank, nicht aber für 
ihre Firmensitze nutzen, die geringere Sied-
lungsdichte, der Elitenverlust durch Abwande-
rung, der zwar starke Mittelstand, dessen Un-
ternehmensgrößen aber oft nicht reichen, um 
in die Entwicklung neuer Techniken zu inves-
tieren und somit Führungspositionen einzu-
nehmen, die stärkere Ausrichtung der ostdeut-
schen Industrie auf Vorprodukte mit geringer 
Wertschöpfung, die insgesamt weitaus gerin-
gere Industriedichte im Vergleich zum Westen. 

Es ist Kartenleserei, abwägen zu wollen, ob 
bei einer Ost-Quote in Führungspositionen die 
Angleichung der Lebensverhältnisse Ost-West 
(Löhne, Renten, BIP, Arbeitslosigkeit) schnel-
ler vonstatten gehen und bald erreicht sein 
würde. Keine Kartenleserei allerdings ist es, 
zu sagen, dass sich ohne die Ost-Quote der zu 

Beginn recht schnell erscheinende und dann 
ins Stocken geratene Aufholprozess nicht si-
gnifikant wird beschleunigen lassen. 

Der Soziologe Raj Kollmorgen konstatiert 
eine kulturelle Benachteiligung ostdeut-
scher Menschen, wenn es um Aufstieg geht. 
Viele Ostdeutsche verfügten nicht über den 
Habitus der Oberschicht, deren Geschmacks-
urteile, Selbstbewusstsein. Man muss hinzu-
fügen: Sie verfügen auch nicht über die richti-
gen Seilschaften, denn Eliten ziehen Eliten aus 
dem eigenen Stall nach. Wenn man einbezieht, 
dass auch ostdeutsche Universitäten – im bes-
ten Fall Elitenschulen – weiterhin in den Füh-
rungsetagen westdeutsch geprägt sind, klingt 
diese Analyse nachvollziehbar. Quotendebatten hängt immer ein Makel an. 

Joachim Gauck – eine einstige ostdeutsche Füh-
rungskraft – fragt denn auch »Geht’s noch?«, 
wenn die Ost-Quote für Führungspositionen 
ins Gespräch gebracht wird. Natürlich geht es 
– wäre Gauck kein Ostdeutscher gewesen, hätte 
er die Stasiunterlagenbehörde nicht geleitet. 
Der Ostbeauftragte Christian Hirte (CDU) fin-
det die Ost-Quote falsch, weil sie seiner Mei-
nung nach ins, nicht aus dem Elend führt. Hirte 
weiß die Präpositionen fein zu setzen. Am plat-
testen kommen jene daher, die mit der Kanz-
lerinnen-Keule winken, als sei Angela Merkel 
ausreichend Garant dafür, dass die Gleichbe-
rechtigung der Ostdeutschen erreicht ist. 

Machtstrukturen sind nicht als Übergangs-
lösung gedacht, auch wenn sie manchmal und 
am Ende nur eine solche waren. Und Ungleich-
heiten erledigen sich nicht von selbst, wenn 
man mal von einer natürlichen Lösung absieht. 
Aber die sinkenden Abwanderungszahlen sa-
gen ja, dass der und die Ostdeutsche auch auf 
längere Sicht nicht aussterben wird. 

Die Möglichkeit, dass wir nach nur drei Jah-
ren Diskussion tatsächlich eine Ost-Quote be-
kommen, ist nicht allzu groß. Da helfen auch 
Studien nicht. Ein Stimmungswechsel aller-
dings lässt sich konstatieren. Nach 30 Jahren. 
Chapeau!
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VINCENT KÖRNEREin Interessenverband des Kapitals 

spricht sich gegen die rechtsradikale 

AfD aus – so weit, so gut. Dass Unter-

nehmen und ihre Vertreter sich dahin- 

gehend politisch äußern, zumal in  

einer Lage, in der einem beim Blick auf 

die Ostwahlen bange werden muss,  

ist okay. Wie das aber beispielhaft der 

Industrie-Lobbyist Dieter Kempf vom 

BDI tut, ist keineswegs okay. Wem zur 

AfD nur einfällt, deren Erfolge »scha-

den dem Image unseres Landes«, sollte 

lieber, sorry, die Klappe halten. Denn 

Rechtsradikale schaden zuallererst ein- 

mal Menschen, in kaum gekannter 

Weise schürt die AfD einen Hass, dem 

tödliches Handeln folgt. Eine Image-

Frage? Kempf starrt durch den Tunnel 

unternehmerischer Interessen auf  

eine politische Landschaft, die danach 

bewertet wird, ob sie zur Attraktivität 

eines Standorts beiträgt oder nicht. Was, 

wenn Investoren und Kunden über das 

AfD-Hoch erfreut wären? Was würde der 

BDI-Mann dann sagen? Dass die AfD 

mit ihren Parolen Menschen gegenein-

ander ausspiele, sagt der Industriever-

bandschef, sei »sehr bedenklich, zumal 

es keine Probleme löst«. Zumal? Ist es 

nicht eher einfach so, also ganz generell 

und unabhängig davon »bedenklich«,  

ja sogar: absolut und uneingeschränkt 

inakzeptabel? »Ausländerfeindlich- 

keit und Nationalismus passen nicht zu 

einer international erfolgreichen 

deutschen Wirtschaft«, meint Kempf – 

und man muss wohl froh sein, dass  

die hiesige Ökonomie nicht global erfolg- 

los ist. Der BDI-Mann hat immerhin 

einen Beitrag zur Aufklärung geleistet. 

Nicht alles, was gegen die AfD geäu- 

ßert wird, ist auch Kritik an ihr. Manchen 

geht es nur um die Bedingungen der 

Kapitalverwertung. 

MURX

Eine Unterlassung
Der Osten hatte seine Perestroika. Der Westen hat vor 30 Jahren seine Wende verpasst

TOM STROHSCHNEIDERE s gibt gute Gründe, in diesen Tagen 

sehr genau auf den Osten zu bli-

cken: wegen der AfD. Es ist rich-

tig, dabei die Geschichte des Os-

tens zu erinnern: zum Beispiel die 

Treuhand und die Nachwende-

Transformation. Der Jubiläumskalender tut 

ein Übriges: 30 Jahre friedliche Revolution, 30 

Jahre »Wiedervereinigung«. Mitunter ist der 

Rückblick zur landsmannschaftlichen Polit-

Zoologie verzerrt: Dann geht es um »die Ost-

deutschen«, diese seltsamen Leute. Dass die 

»neuen Bundesländer« nach ihrer Himmels-

richtung auf den Begriff gebracht werden, ist 

aber nichts Besonderes: Die »gebrauchten Bun-

desländer« heißen ja auch immer noch Westen. 

Und genau hier liegt der große blinde Fleck: 

Wo ist in der Erinnerung eigentlich die Bun-

desrepublik des Jahres 1989? Wie war da die 

Lage, warum ist so selten vom Gemütszustand 

»der Westdeutschen« am Ende einer welthis-

torischen Epoche die Rede? 

Der Historiker Gregor Schöllgen hat un-

längst die gegenseitige Abhängigkeit ins Ge-

dächtnis gerufen: Es gab »einen Westen, weil 

es den Osten gab, und das heißt: Ohne den Os-

ten hätte es den Westen nie gegeben«. Daraus 

Schlüsse zu ziehen, welche die Zukunft von EU 

und Nato betreffen, ist das eine. Hier soll die-

ses Diktum zum Anlass genommen werden, auf 

die große Unterlassung der Wendezeit hinzu-

weisen: Der Osten hatte seine Perestroika, der 

Westen hat diese historische Gelegenheit ver-

passt, ausgelassen, verdrängt. Während der 

Staatssozialismus implodierte, sah der real 

existierende Kapitalismus bloß zu. Versteckte 

sich und seine Probleme hinter den Staubwol-

ken, die der Zusammenbruch seines verfein-

deten Zwillings aufsteigen ließ.

Volker Braun hat einmal erzählt, wie ratlos 

in einer großen westdeutschen Zeitung auf den 

bloßen Hinweis reagiert wurde, »die Ostdeut-

schen« hätten denen im Westen »eine Wende 

voraus«: »Wohin sollen sich die Westdeutschen 

wenden?« Selbstkritisch in sich, das wäre eine 

Option gewesen. Nach Alternativen Ausschau 

haltend. Manche haben das erkannt. 

Wolfgang Fritz Haug schreibt im August 

1990, sein Tagebuch der vergangenen zwölf 

Monate einleitend, von der »noch kaum ge-

stellten Frage nach einer Perestroika im Wes-

ten«. Eine Antwort werde es aber wohl nur ge-

ben, »wenn die Perestroika nicht nur ein Traum 

bleibt und es nicht einfach auf den Sieg des ka-

pitalistischen Westens hinausläuft«. Aber was 

ist das für ein Sieg gewesen? 

»Es konnte dem Kapitalismus gar nichts 

Schlechteres passieren als unser Untergang«, 

heißt es bei Volker Braun. »Gegenüber dem So-

zialismus konnte er immer besser sein.« Der 

schwächere Gegner war nicht nur der etwas 

graue, angeschlagene Spiegel, in dem die ei-

gene Buntheit des Überflusses noch ein biss-

chen greller zurückstrahlte. Der Osten war 

mehr, er war trotzdem für den Westen ein kor-

rigierender Faktor. Politisch, ökonomisch. Ge-

rade in Krisenzeiten disziplinierte die bloße 

Existenz des Anderen wenigstens ein bisschen. 

Aber auch das immer weniger.

Die 1980er Jahre hatten in der alten kapi-

talistischen Welt die Interessen des Faktors 

Arbeit zunehmend geschwächt, um die Inter-

essen des Faktors Kapital besser bedienen zu 

können – zulasten gesellschaftlicher Bedürf-

nisse, Naturerhalt, eines globalen Ausgleichs. 

Trotz eines vergleichsweise langen wirtschaft-

lichen Aufschwungs war die Erwerbslosigkeit 

sehr hoch. 1988 stiegen zwar die Bruttoein-

kommen je Beschäftigten real um 2 Prozent, 

die Einkommen aus Unternehmertätigkeit 

und Vermögen jedoch um über 10 Prozent. Es 

herrschte Wohnungsmangel. Eine Rückkehr 

auf den alten Pfad sozialer Integration und 

individuellen Aufstiegs per ausgeweitetem 

Wirtschaftswachstum schien schon aus öko-

logischen Bedenken verbaut; wer sich um al-

ternative Zukünfte in der damals noch kleinen 

Bundesrepublik Gedanken machte, sah schon 

die sozialen und ökonomischen Probleme, die 

heute noch die Gegenwartskonflikte speisen. 

Und dann kam die Wende. Gemacht im Os-

ten, schnitt sie offenbar auch einen Mög lich - 

keitsfaden im Westen erst einmal ab. »Wir ha-

ben die Verhältnisse der Bundesrepublik durch 

unsere Wahl so vollkommen salviert«, schreibt 

Volker Braun, »dass wir nun Verantwortung für 

sie tragen. Wir haben mit unserem fraglosen 

Übertritt ihr Leben bestätigt, das sie selber be-

zweifelten, wir haben es angenommen und ih-

nen ihre Träume genommen.« 

Man muss dabei gar nicht weit nach links 

blicken, um erahnen zu können, worum sich 

diese damals drehten. Anfang 1989 schreibt 

Dieter Kampe im gründlich west-arrivierten 

»Spiegel«, das Ende des Jahres schon vorweg-

nehmend, »einen totalen Sieg« hätten die An-

hänger einer möglichst rigorosen Marktwirt-

schaft »trotz allem nicht errungen«. Es stelle 

sich für »den Westen« immer drängender die 

Frage: »Welche Strategien können Mensch und 

Umwelt, Wohlstand und Freiheit gleicherma-

ßen retten?« Und weiter: »Glasnost und Peres-

troika sind in New York, London und Tokio ge-

nauso wichtig wie in Moskau und Warschau.«

Und in Bonn, Berlin. Es hat nach dem Epo-

chenbruch von 1989/1990 eine Weile gedau-

ert, bis die Rufe nach einer »Wende im Westen« 

wieder hörbarer wurden. 2009 schrieb Michail 

Gorbatschow, die große Krise des nachsozialis-

tischen Kapitalismus bezeuge, »dass das neue 

westliche Modell eine Illusion war, die vor al-

lem den Reichen« nützt, »es basierte auf einer 

Jagd nach Super-Profiten und übersteiger-

tem Konsum für einige wenige, auf uneinge-

schränkter Ausbeutung der Ressourcen und 

auf sozialer und umweltpolitischer Verantwor-

tungslosigkeit«. Er wiederholte damit einen Er-

kenntnisstand den es auch schon 1989 gegeben 

hatte. Wirklich durchgreifende Schlussfolge-

rungen wurden daraus aber kaum gezogen. 

Bislang. Nun macht die Klimakrise Schlag-

zeilen, diesen Zeitpunkt für eine Umkehr zu 

verpassen kann sich niemand mehr leisten. 

Besteht Hoffnung? Immerhin lautet eine Er-

kenntnis des Jahres 1989, in dessen ersten Mo-

naten niemand voraussehen konnte, was in den 

letzten geschehen würde: Große Veränderun-

gen, gerade auch die dringlichsten, passieren 

manchmal unerwartet.
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SCHWERPUNKT 

CHINA

VINCENT KÖRNER
»Im Ergebnis ihrer Tätigkeit«, das erfährt 

man, wenn man die Bundesregierung 

nach ihrer Bilanz der Treuhandanstalt 

befragt, habe diese »die Grundlage für 

die marktwirtschaftliche Entwicklung 

auf der Basis privater Unternehmen  

in den ostdeutschen Bundesländern 

geschaffen.« Das ist jetzt nicht mehr 

ganz der Aufbau-Ost-Jubel, den man aus 

früheren Jahren kennt. Aber Selbst- 

kritik ist es auch nicht gerade. »Dass sich 

die industrielle Basis der DDR über- 

wiegend in den Konkurs auflöste«, wie 

schon 1998 SPD-Abgeordnete und 

Historiker bilanzierten, dass dies »kata- 

strophale Folgen für die Industrie- 

struktur und den Arbeitsmarkt« hatte 

und gesellschaftlich Wunden schlug, 

aus denen es heute immer noch politisch 

herauseitert, vermag die Regierung 

nicht zu erkennen – ihr fehlt der Maß- 

stab dazu. Nicht soziale Empirie, nicht 

gesellschaftliche Empathie, nicht öko- 

nomische Vernunft leitet sie, sondern 

Erfüllungsdenken: Die Treuhandanstalt 

sei »ihrem gesetzlichen Auftrag ge- 

recht geworden«. Richtig ist freilich 

auch: Es war nichts anderes verspro-

chen als die Entfesselung einer Konkur-

renzökonomie. Und über die absehba-

ren Folgen der »marktwirtschaftlichen 

Entwicklung« war schon im Frühjahr 

1990 Hinreichendes bekannt. Die DDR- 

BürgerInnen wählten dann trotzdem 

und gegen diese Warnungen mehrheit-

lich eine Regierung, die jenen »gesetz- 

lichen Auftrag« gab, den die Nachfolger 

nun als erfüllt betrachten. Das war 

Murx, aber weil das so ist, sollte auch 

dies in den Rückblick gehören. 

MURX

Die Rolle der Erde

Handelskrieger, Wirtschaftsführer, Parteisoldaten: Im westlichen Blick erscheint China  

oft als Männerangelegenheit. Das ist ein Fehler

KATHRIN GERLOFV or vier Jahren unterbreitet der 

chinesische Wirtschaftspro-

fessor Xie Zuo Shi eine beson-

dere Idee der Sharing Economy. 

Aufgrund des Männerüber-

schusses infolge der über viele 

Jahre praktizierten Ein-Kind-Politik der Re-

gierung, der inzwischen zwar wieder leicht 

sinkt, aber bei knapp über 30 Millionen liegt, 

sollten sich Chinas Männer Frauen teilen. Eine 

knappe Ressource würde so effizienter genutzt 

werden. Moral, so Xie, sei da fehl am Platze. Aus 

dem Vorschlag ist nichts geworden.

China war jahrhundertelang ein Patriar-

chat. Das hat sich auch in den vergangenen 

Jehrzehnten nicht grundsätzlich geändert. Be-

wegt aber hat sich viel, und vieles davon kommt 

den Frauen zugute. Nicht nur weil Chinesinnen 

weltweit zwei Drittel der reichsten Unterneh-

merinnen stellen. Medien und Suchmaschinen 

erwecken ein wenig den Eindruck, als sei dies 

überhaupt das Wichtigste, was es über chine-

sische Frauen zu berichten gibt. 

Der Beitritt Chinas zur Welthandelsorga-

nisation 2001, in dessen Folge viele private 

Unternehmen entstanden, und die bereits 

zwanzig Jahre zuvor eingeleiteten Reformen 

ermöglichten es vielen Frauen, sich ökono-

misch auf eigene Füße zu stellen. In den Füh-

rungsebenen der IT-Branche seien mehr als 

die Hälfte Frauen, berichtet der Allchinesi-

sche Frauenverband. Laut Regierung wurden 

55 Prozent der Internetfirmen des Landes von 

Frauen gegründet. Eine Weltbank-Studie be-

sagt, dass mehr als die Hälfte der Frauen als 

Berufserfahrene den dritten Bildungsweg an 

einer Hochschule beschreiten, während es bei 

Männern nur 40 Prozent sind. 

Politisch bildet sich diese Entwicklung nicht 

ab, gerade mal 10 der 204 Mitglieder des Zen-

tralkomitees sind Frauen, in Chinas wich-

tigstem Machtgremium, dem Ständigen Aus-

schuss, sitzt keine Frau. Und auch in Sachen 

Gleichberechtigung steht China nicht gut da. 

Der »Global Gender Gap Report« des Welt-

wirtschaftsforums verweist die Weltmacht 

auf Platz 100 von insgesamt 144 Ländern. Der 

Gehaltsunterschied beträgt rund 35 Prozent. 

Und: China ist das weltweit einzige Land, in 

dem mehr Frauen als Männer Suizid begehen. 

Die gesellschaftlichen und ökonomischen 

Umwälzungen seit den 1980er Jahren, durch 

die aus einem rein planwirtschaftlichen Sys-

tem eine marktorientierte Ökonomie wurde, 

haben für die Frauen Chinas sowohl gute als 

auch schlechte Folgen. Wachstum, steigender 

Lebensstandard, Veränderungen in der Sozi-

alstruktur sowohl auf dem Land als auch in 

den Metropolen lassen sie zu Gewinnerinnen 

und Verliererinnen werden, keinesfalls aber 

stimmt der Befund, sie seien Opfer. 

Bis zu Beginn der 1980er Jahre, damals leb-

ten 70 Prozent der Bevölkerung auf dem Land, 

waren Frauen sehr stark von sehr patriarcha-

len Familienstrukturen betroffen. Vor allem 

in ländlichen Regionen. Mit den Wirtschafts-

reformen veränderte sich der soziale Status 

der Frauen, ihnen eröffneten sich neue Mög-

lichkeiten der Erwerbstätigkeit außerhalb der 

Landwirtschaft und Chancen auf finanzielle 

Unabhängigkeit. Allerdings war die Abwande-

rung vom Land vor allem eine der Männer. Be-

reits Ende der 1990er Jahre betrug sie in eini-

gen ländlichen Regionen mehr als 70 Prozent. 

Mit dem ökonomischen Druck, dem Staats-

betriebe mit Beginn des »zweigleisigen Mo-

dells« Plan- und Marktwirtschaft ausgesetzt 

waren, gingen zugleich Umstrukturierungen 

einher, die vor allem Frauen in den Niedrig-

lohnsektor verwiesen. Gesetzliche Schutz-

bestimmungen, etwa für Schwangere und 

Stillende, erhöhten die unternehmerischen 

Kosten, was dazu führte, dass die Rückkehr 

an den Herd »gefördert« wurde. Frauen wur-

den zunehmend einem Verdrängungsdruck un-

terworfen. 
Aber das Bild ist nicht vollständig, betrach-

tet man nicht auch, dass auf der einen Seite seit 

1989 zahlreiche Förderprogramme aufgelegt 

wurden, um die Analphabetenrate zu senken 

und Frauen Kenntnisse über neue Technolo-

gien zu vermitteln sowie Existenzgründun-

gen zu unterstützen. Allein zwischen 1989 

und 1994 nahmen laut chinesischer Regierung 

120 Millionen Landfrauen an diesen Program-

men teil, konnten 20 Millionen Frauen alpha-

betisiert werden. Auf der anderen Seite hat bis 

heute Gültigkeit: »Ungleiche Bezahlung für 

gleiche Arbeit, Verlust sozialer Sicherheiten, 

geringere Chancen in besser bezahlten Sek-

toren und eine grundlegende Benachteiligung 

aufgrund des Geschlechts auch bei Einbezie-

hung in den Produktionsprozess«, so charak-

terisierte Dagmar Yu-Dembski 2000 die Situ-

ation der Frauen Chinas. 

Und was die reichsten und/oder einfluss-

reichsten Chinesinnen anbelangt, so gilt, dass 

dies nur jene Frauen schaffen, die über ein 

Netzwerk politischer Verbindungen verfügen 

oder auf Kapital aus Joint-Venture-Unterneh-

mungen zurückgreifen können. Ansonsten gilt, 

dass der soziale Druck auf Frauen, sowohl Ein-

kommen zu erwirtschaften als auch den über-

wiegenden Teil der Sorgearbeit im umfassen-

den Sinn zu leisten, weiterhin hoch ist. Rund 

drei Viertel der Chinesinnen zwischen 16 und 

64 Jahren gehen einer Erwerbsarbeit nach. 

Damit liegt China auf Rang 20, Deutschland 

auf Rang 46 (Global Gender Report). Und auch 

bei den Verdienstmöglichkeiten für Frauen 

schneidet China relativ besser als Deutsch-

land ab – Rang 35 sticht Rang 49.

Emanzipation – wirtschaftlich weitaus mehr 

als politisch – auf der einen Seite hat wie über-

all auf der Welt Gegenbewegung zur Folge. 

2014 rief das chinesische Erziehungsministe-

rium die Nation auf, sich auf konfuzianische 

Kultur und Werte zu besinnen. Im Fahrwasser 

dieser »Besinnung« versuchen dubiose Verei-

nigungen Frauen tugendhaftes Leben beizu-

bringen. Schließlich seien Männer der Him-

mel und Frauen die Erde. Klingt krass, ist aber 

wahrlich keine chinesische Besonderheit. 
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